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KURZE BEGRÜNDUNG 

Aus entwicklungspolitischer Sicht wäre eine vollkommen andere GAP als diejenige denkbar, 

die von der Kommission in den Reformvorschlägen präsentiert wird. Allerdings hat man sich 

mit einigen wohl bekannten Unstimmigkeiten schon in GAP-Reformen der Vergangenheit 

befasst, und dieser Trend hält bei den vorliegenden Kommissionsvorschlägen an. Die 

Unterstützung landwirtschaftlicher Betriebe wurde weit gehend entkoppelt, und die Rollen 

der Marktinterventionsmechanismen und der Ausfuhrerstattungen haben beträchtlich an 

Gewicht verloren. 

 

Eine der wichtigsten Neuerungen in dem letzten Reformvorschlag ist die obligatorische 

„Ökologisierungskomponente“ von Direktzahlungen durch die Unterstützungen von 

Umweltmaßnahmen in der gesamten EU, wobei politischen Zielen in den Bereichen Klima 

und Umwelt Vorrang eingeräumt wird. Hierdurch wird keine Situation des Wettbewerbs mit 

Landwirten in Entwicklungsländern geschaffen. Zusätzlich werden die obligatorischen 

Umweltmaßnahmen einen Beitrag zur Eindämmung des Klimawandels leisten, der 

schwerwiegende Auswirkungen auf viele Entwicklungsländer hat. Wenn wohl auch noch 

Einzelheiten verbessert werden müssen, unterstützt Ihre Verfasserin der Stellungnahme 

nachdrücklich die Ökologisierungskomponente des Kommissionsvorschlags.  

 

Trotz positiver Trends gibt es doch immer noch echte Probleme, mit denen man sich aus 

entwicklungspolitischer Sicht befassen sollte. Die reformierte GAP hat weiterhin 

Außenwirkungen, was in den Kommissionsvorschlägen nicht ausreichend zum Ausdruck 

kommt. Deshalb müssen die GAP-Verordnungen sorgfältig im Lichte der Pflicht nach dem 

Vertrag, für Politikkohärenz im Interesse der Entwicklung zu sorgen, (Artikel 208 AEUV) 

geprüft werden.  

 

Es gibt keine Auswirkungen der GAP, die ausnahmslos alle Entwicklungsländer betreffen, 

aber es hat sich gezeigt, dass in konkreten Fällen einzelne GAP-Maßnahmen zu einem 

sprunghaften Anstieg der Einfuhren in Entwicklungsländern führen können, die die 

Lebensgrundlage der örtlichen Landwirte bedrohen und die politischen Maßnahmen im 

Agrarsektor untergraben, die von den Entwicklungsländern angenommen wurden, um ihre 

langfristige Ernährungssicherheit zu stärken. Außerdem könnten bei einem umfassenderen 

Verständnis der Politikkohärenz im Interesse der Entwicklung, das mehr ist als bloß der 

Wunsch, keinen Schaden anzurichten, einige Elemente der zweiten Säule dazu beitragen, dass 

Synergieeffekte entstehen und die Zusammenarbeit zwischen Landwirten in Europa und den 

Entwicklungsländern besser wird.  

 

Daher werden Änderungsanträge mit folgenden Argumenten vorgeschlagen: 

 

● Die GAP sollte sich den übergeordneten Rahmen der Politikkohärenz der EU für 

Entwicklung einfügen und ihre Außenwirkungen sollten genau beobachtet werden, unter 

Einbeziehung der Regierungen und Beteiligten in den Partnerländern. 

 

● Die Ausfuhrerstattungen sollten vollständig eingestellt werden. Bis dahin sollte es keine 

Ausfuhrerstattungen mehr geben, falls die Gefahr besteht, dass die lokalen Erzeuger in 

den Entwicklungsländern schwer benachteiligt werden. Generell können mit Maßnahmen, 
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die als Sicherheitsnetz gedacht sind, wie etwa Interventionskäufe, die Anpassungskosten 

für Erzeuger aus Drittländern aufgefangen werden.  

 

● Die Politik der EU und ihre Abhängigkeit von der Einfuhr von Eiweißpflanzen wirken 

sich auf Umwelt und Gesellschaft in den exportierenden Entwicklungsländern negativ 

aus. Würde der Anbau von Leguminosen in Europa gefördert, könnte dies zur 

Eindämmung des Klimawandels beitragen und sich positiv auf die Biodiversität und die 

Bodenfruchtbarkeit auswirken.  

  

● Wie vom Entwicklungsausschuss bereits 2011 vorgeschlagen, sollten Direktzahlungen 

von der Erzeugung abgekoppelt werden, „um gleiche Ausgangsbedingungen für 

landwirtschaftliche Erzeugnisse aus der EU und den Entwicklungsländern zu schaffen und 

den Handel und nachhaltiges Wachstum zu fördern“. 

 

Entwicklungspolitik und politischer Dialog müssen gezielt gehandhabt werden, damit die 

Entwicklungsländer vom internationalen Agrarhandel profitieren können und damit sie, wie 

die EU, den Markt mit modernen Instrumenten steuern können. Die Verfasserin der 

Stellungnahme ist sich der Tatsache bewusst, dass man sich mit einigen Herausforderungen 

einfach nicht im Rahmen dieser Verordnung befassen kann, zum Beispiel der Frage der 

Stärkung der Lieferkette EU-AKP und der Lieferketten innerhalb der AKP-Länder selbst. Da 

die Produktionssysteme in den Entwicklungsländern parallel zu dem EU-System gewachsen 

sind, sind sie eng verknüpft, und jeder Versuch, die Lieferketten der EU zu stärken, ist zum 

Scheitern verurteilt, wenn diese Verknüpfung nicht genügend berücksichtigt wird und nur 

interne EU-Lieferketten verbessert werden. So sollte beispielsweise die Benutzung moderner 

Marktmanagementinstrumente in Entwicklungsländern, insbesondere in den am wenigsten 

entwickelten Ländern (LDC), gefördert werden, wie etwa mehr Transparenz, 

Kapazitätenaufbau, rechtzeitiger Austausch von Informationen über Standards, technische 

Regelungen oder Unterstützungen bei der Aushandlung von Verträgen.   

 

Die Politikkohärenz im Interesse der Entwicklung ist dann in ihrem Kern herausgefordert, 

wenn es um Interessenkonflikte zwischen Entwicklungsländern und Europa geht. Langfristig 

ist davon auszugehen, dass diese Interessen auf einen Nenner gebracht werden können und 

dass Situationen entstehen, die beiden Seiten zum Vorteil gereichen. Mit den vorliegenden 

Vorschlägen sollen also keineswegs die legitimen Ziele der GAP ausgehöhlt werden, sondern 

es werden selektive Anpassungen vorgenommen, wo sie aus Sicht der Entwicklungspolitik für 

erforderlich gehalten werden.  

ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für Landwirtschaft und 

ländliche Entwicklung, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen: 
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Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

  (1a) Mit der Reform sollte sichergestellt 

werden, dass in Einklang mit Artikel 208 

des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union (AEUV) die Ziele 

der Entwicklungszusammenarbeit, 

einschließlich derjenigen, die im Rahmen 

der Vereinten Nationen und anderen 

internationalen Organisationen gebilligt 

wurden, bei der GAP berücksichtigt 

werden. Die im Rahmen dieser 

Verordnung getroffenen Maßnahmen 

sollten weder die Kapazitäten zur 

Nahrungsmittelerzeugung noch die 

langfristige Ernährungssicherheit in 

Entwicklungsländern gefährden – 

besonders nicht in den am wenigsten 

entwickelten Ländern (LDC)– und 

gleichzeitig dazu beitragen, dass die 

Union ihre Verpflichtungen in Bezug auf 

die Eindämmung des Klimawandels 

erreicht. 

Begründung 

Gemäß Artikel 208 AEUV müssen alle EU-Maßnahmen, die die Entwicklungsländer betreffen 

könnten, den Entwicklungszielen Rechnung tragen. Wichtige Ziele der EU-

Entwicklungszusammenarbeit bestehen darin, die landwirtschaftliche Entwicklung der 

Entwicklungsländer voranzutreiben und die globale Ernährungssicherheit zu verbessern. Die 

Agrarpolitik der EU hat Auswirkungen auf andere Bereiche und beeinflusst insbesondere den 

Agrarhandel. Nach dem Grundsatz der Politikkohärenz für die Entwicklung müssen mögliche 

Auswirkungen auf die landwirtschaftlichen Märkte und die örtlichen Erzeuger in den 

Entwicklungsländern überwacht und nach Möglichkeit vermieden werden. 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 34 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(34) Die Erzeugung und Vermarktung von 

Obst und Gemüse sollte den ökologischen 

Belangen sowohl bei den Anbauverfahren 

als auch bei der Abfallverwertung sowie 

bei der Beseitigung der aus dem Markt 

genommenen Erzeugnisse in vollem 

Umfang Rechnung tragen, insbesondere 

was den Gewässerschutz, die Erhaltung der 

biologischen Vielfalt und die 

Landschaftspflege anbelangt. 

(34) Die Erzeugung und Vermarktung von 

Obst und Gemüse sollte den ökologischen 

Belangen sowohl bei den Anbauverfahren 

als auch bei der Abfallverwertung sowie 

bei der Beseitigung der aus dem Markt 

genommenen Erzeugnisse in vollem 

Umfang Rechnung tragen, insbesondere 

was den Gewässerschutz, die Erhaltung der 

biologischen Vielfalt und die 

Landschaftspflege anbelangt. 

Erzeugnissen aus fairem Handel sollte 

Vorrang eingeräumt werden. 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 83 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(83) Um eine ausgewogene Verteilung von 

Rechten und Pflichten zwischen 

Zuckerunternehmen und 

Zuckerrübenerzeugern zu gewährleisten, 

werden besondere Instrumente auch nach 

dem Ablauf der Quotenregelung 

erforderlich sein. Daher sind 

Standardvorschriften für die 

Vereinbarungen zwischen Unternehmen 

und Erzeugern festzulegen. 

(83) Um eine ausgewogene Verteilung von 

Rechten und Pflichten, Transparenz bei 

der Preisbildung und faire vertragliche 

Vereinbarungen zwischen 

Zuckerunternehmen und 

Zuckerrübenerzeugern, insbesondere aus 

Entwicklungsländern, zu gewährleisten, 

werden besondere Instrumente auch nach 

dem Ablauf der Quotenregelung 

erforderlich sein. Daher sind 

Standardvorschriften für die 

Vereinbarungen zwischen Unternehmen 

und Erzeugern festzulegen. 

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 94 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(94) Ein einheitlicher Markt macht eine 

einheitliche Regelung für den Handel mit 

(94) Ein einheitlicher Markt macht eine 

einheitliche Regelung für den Handel mit 
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Drittländern erforderlich. Diese 

Handelsregelung sollte Einfuhrzölle und 

Ausfuhrerstattungen umfassen und den 

EU-Markt grundsätzlich stabilisieren. Die 

Handelsregelung sollte auf den 

Übereinkünften beruhen, die im Rahmen 

der multilateralen Handelsverhandlungen 

der Uruguay-Runde und in bilateralen 

Abkommen geschlossen wurden. 

Drittländern erforderlich. Diese 

Handelsregelung sollte Einfuhrzölle und 

weiterhin für einen befristeten Zeitraum 
Ausfuhrerstattungen umfassen und den 

EU-Markt grundsätzlich stabilisieren. Die 

Handelsregelung sollte auf den 

Übereinkünften beruhen, die im Rahmen 

der multilateralen Handelsverhandlungen 

der Uruguay-Runde und in bilateralen 

Abkommen geschlossen wurden, und die 

Entwicklungsziele und die Zusagen der 

Union gegenüber Entwicklungsländern 

sowie die Zusage der WTO-

Ministererklärung von 2005 zur 

Beseitigung aller Formen von 

Ausfuhrensubventionen bis 2013 

berücksichtigen. 

 

Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 105 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(105) Die Zolltarifregelung macht es 

möglich, auf alle sonstigen 

Schutzmaßnahmen an den Außengrenzen 

der Europäischen Union zu verzichten. 

Allerdings könnte sich der Binnenmarkt- 

und Abgabemechanismus unter 

außergewöhnlichen Umständen als 

unzulänglich erweisen. Um den EU-Markt 

den sich daraus möglicherweise 

ergebenden Störungen nicht ungeschützt 

auszusetzen, sollte die Union in diesen 

Fällen unverzüglich die erforderlichen 

Maßnahmen ergreifen können. Diese 

Maßnahmen sollten mit den internationalen 

Verpflichtungen der Union in Einklang 

stehen. 

(105) Die Zolltarifregelung macht es 

möglich, auf alle sonstigen 

Schutzmaßnahmen an den Außengrenzen 

der Europäischen Union zu verzichten. 

Allerdings könnte sich der Binnenmarkt- 

und Abgabemechanismus unter 

außergewöhnlichen Umständen als 

unzulänglich erweisen. Um den EU-Markt 

den sich daraus möglicherweise 

ergebenden Störungen nicht ungeschützt 

auszusetzen, sollte die Union in diesen 

Fällen unverzüglich die erforderlichen 

Maßnahmen ergreifen können. Diese 

Maßnahmen sollten mit den internationalen 

Verpflichtungen der Union und 

Politikkohärenz im Interesse der 

Entwicklung in Einklang stehen. 

 

Änderungsantrag 6 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 107 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(107) Die Vorschriften, nach denen im 

Rahmen der WTO-Verpflichtungen der 

Union bei der Ausfuhr nach Drittländern 

Erstattungen auf der Grundlage des 

Unterschieds zwischen den Preisen in der 

Union und auf dem Weltmarkt gewährt 

werden, sind dazu bestimmt, den Anteil der 

Europäischen Union am Welthandel mit 

bestimmten unter die vorliegende 

Verordnung fallenden Erzeugnissen zu 

wahren. Für subventionierte Ausfuhren 

sollten wert- und mengenmäßige 

Obergrenzen gelten. 

(107) Die Vorschriften, nach denen im 

Rahmen der WTO-Verpflichtungen der 

Union bei der Ausfuhr nach Drittländern 

Erstattungen auf der Grundlage des 

Unterschieds zwischen den Preisen in der 

Union und auf dem Weltmarkt gewährt 

werden, sind dazu bestimmt, den Anteil der 

Europäischen Union am Welthandel mit 

bestimmten unter die vorliegende 

Verordnung fallenden Erzeugnissen zu 

wahren. Für subventionierte Ausfuhren 

sollten wert- und mengenmäßige 

Obergrenzen gelten. Ausfuhrerstattungen 

sollten bis 2016 auslaufen. 

 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 109 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

  (109a) Um Politikkohärenz im Interesse 

der Entwicklung zu gewährleisten, sollte 

der Kommission die Befugnis übertragen 

werden, gemäß Artikel 290 AEUV 

delegierte Rechtsakte hinsichtlich der 

Kriterien und Verfahren für die 

Gewährung von Ausfuhrerstattungen für 

Ausfuhren in Entwicklungsländern zu 

erlassen. 

Begründung 

Siehe Änderungsantrag zu Erwägung 107. 
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Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 2a 

 Politikkohärenz im Interesse der 

Entwicklung 

  Im Einklang mit Artikel 208 AEUV sind 

die Ziele der 

Entwicklungszusammenarbeit, 

einschließlich derjenigen, die im Rahmen 

der Vereinten Nationen und anderen 

internationalen Organisationen gebilligt 

wurden, bei der Durchführung dieser 

Verordnung zu berücksichtigen. Die im 

Rahmen dieser Verordnung getroffenen 

Maßnahmen dürfen weder die 

Kapazitäten zur 

Nahrungsmittelerzeugung noch die 

langfristige Ernährungssicherheit in 

Entwicklungsländern gefährden – 

besonders nicht in den am wenigsten 

entwickelten Ländern (LDC)– und 

müssen gleichzeitig dazu beitragen, dass 

die Union ihre Verpflichtungen in Bezug 

auf die Eindämmung des Klimawandels 

erreicht. 

Begründung 

Gemäß Artikel 208 AEUV müssen alle EU-Maßnahmen, die die Entwicklungsländer betreffen 

könnten, den Entwicklungszielen Rechnung tragen. Wichtige Ziele der EU-

Entwicklungszusammenarbeit bestehen darin, die landwirtschaftliche Entwicklung der 

Entwicklungsländer voranzutreiben und die globale Ernährungssicherheit zu verbessern. Die 

Agrarpolitik der EU hat Auswirkungen auf andere Bereiche und beeinflusst insbesondere den 

Agrarhandel. Nach dem Grundsatz der Politikkohärenz für die Entwicklung müssen mögliche 

Auswirkungen auf die landwirtschaftlichen Märkte und die örtlichen Erzeuger in den 

Entwicklungsländern überwacht und nach Möglichkeit vermieden werden. 

 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil II – Artikel 21 – Absatz 3 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(3) Bei der Ausarbeitung ihrer Strategie 

erstellen die Mitgliedstaaten eine Liste der 

für ihre jeweiligen Programme in Betracht 

kommenden Erzeugnisse der Sektoren 

Obst und Gemüse, 

Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und 

Gemüse sowie Bananen. Diese Liste darf 

jedoch keine Erzeugnisse enthalten, die 

durch die von der Kommission im Wege 

von delegierten Rechtsakten gemäß 

Artikel 22 Absatz 2 Buchstabe a erlassenen 

Maßnahmen ausgeschlossen wurden. Die 

Mitgliedstaaten wählen ihre Erzeugnisse 

auf der Grundlage objektiver Kriterien aus, 

zu denen das jahreszeitliche Angebot, die 

Verfügbarkeit der Erzeugnisse oder 

Umwelterwägungen zählen können. In 

diesem Zusammenhang können die 

Mitgliedstaaten Erzeugnissen mit Ursprung 

in der Europäischen Union den Vorzug 

geben. 

(3) (3) Bei der Ausarbeitung ihrer Strategie 

erstellen die Mitgliedstaaten eine Liste der 

für ihre jeweiligen Programme in Betracht 

kommenden Erzeugnisse der Sektoren 

Obst und Gemüse, 

Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und 

Gemüse sowie Bananen, unter 

Berücksichtigung insbesondere von 

Erzeugnissen aus fairem Handel. Diese 

Liste darf jedoch keine Erzeugnisse 

enthalten, die durch die von der 

Kommission im Wege von delegierten 

Rechtsakten gemäß Artikel 22 Absatz 2 

Buchstabe a erlassenen Maßnahmen 

ausgeschlossen wurden. Die 

Mitgliedstaaten wählen ihre Erzeugnisse 

auf der Grundlage objektiver Kriterien aus, 

zu denen das jahreszeitliche Angebot, die 

Verfügbarkeit der Erzeugnisse oder 

Umwelterwägungen zählen können. In 

diesem Zusammenhang können die 

Mitgliedstaaten Erzeugnissen mit Ursprung 

in der Europäischen Union den Vorzug 

geben. 

 

Änderungsantrag 10 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 66 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Allgemeine Bestimmungen Allgemeine Bestimmungen 

Um den Besonderheiten des Handels 

zwischen der Union und bestimmten 

Drittländern sowie dem besonderen 

Charakter bestimmter landwirtschaftlicher 

Erzeugnisse Rechnung zu tragen, wird die 

Kommission ermächtigt, delegierte 

Rechtsakte gemäß Artikel 160 zu erlassen, 

um die Bedingungen festzulegen, unter 

denen davon ausgegangen wird, dass 

eingeführte Erzeugnisse ein der Einhaltung 

Um den Besonderheiten des Handels 

zwischen der Union und bestimmten 

Drittländern sowie dem besonderen 

Charakter bestimmter landwirtschaftlicher 

Erzeugnisse Rechnung zu tragen, wird die 

Kommission ermächtigt, delegierte 

Rechtsakte gemäß Artikel 160 zu erlassen, 

um die Bedingungen festzulegen, unter 

denen davon ausgegangen wird, dass 

eingeführte Erzeugnisse ein der Einhaltung 
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der Unionsanforderungen an die 

Vermarktungsnormen gleichwertiges 

Konformitätsniveau bieten, und 

Bedingungen für die Abweichung von 

Artikel 58 sowie Vorschriften für die 

Anwendung der Vermarktungsnormen auf 

aus der Union ausgeführte Erzeugnisse 

festzulegen. 

der Unionsanforderungen an die 

Vermarktungsnormen gleichwertiges 

Konformitätsniveau bieten, und 

Bedingungen für die Abweichung von 

Artikel 58 sowie Vorschriften für die 

Anwendung der Vermarktungsnormen auf 

aus der Union ausgeführte Erzeugnisse 

festzulegen. Im Einklang mit den 

Entwicklungszielen der EU und 

internationalen Verpflichtungen wird der 

Ausräumung unnötiger Hindernisse für 

Ausfuhren von Entwicklungsländern und 

der rechtzeitigen Mitteilung von 

Änderungen von besonderem Interesse 

für diese Länder besondere 

Aufmerksamkeit geschenkt. 

Begründung 

In dem Artikel sollten die besonderen Verpflichtungen der EU im Rahmen des 

Übereinkommens über technische Handelshemmnisse besser zum Ausdruck kommen, nach 

dem die Mitglieder sicherzustellen haben, dass technische Vorschriften, Normen und 

Verfahren zur Feststellung der Übereinstimmung keine unnötigen Hemmnisse für die 

Ausfuhren von Entwicklungsländern schaffen. 

 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 117 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Allgemeine Bestimmungen Allgemeine Bestimmungen 

(1) Unbeschadet der Fälle, in denen 

Einfuhr- oder Ausfuhrlizenzen aufgrund 

dieser Verordnung erforderlich sind, kann 

für die Einfuhr zur Überführung in den 

zollrechtlich freien Verkehr oder die 

Ausfuhr eines oder mehrerer 

landwirtschaftlicher Erzeugnisse in die 

bzw. aus der Union die Vorlage einer 

Lizenz unter Berücksichtigung der 

Notwendigkeit von Lizenzen für die 

Verwaltung der betreffenden Märkte und 

insbesondere für die Überwachung des 

Handels mit den betreffenden Erzeugnissen 

(1) Unbeschadet der Fälle, in denen 

Einfuhr- oder Ausfuhrlizenzen aufgrund 

dieser Verordnung erforderlich sind, kann 

für die Einfuhr zur Überführung in den 

zollrechtlich freien Verkehr oder die 

Ausfuhr eines oder mehrerer 

landwirtschaftlicher Erzeugnisse in die 

bzw. aus der Union die Vorlage einer 

Lizenz unter Berücksichtigung der 

Notwendigkeit von Lizenzen für die 

Verwaltung der betreffenden Märkte und 

insbesondere für die Überwachung des 

Handels mit den betreffenden Erzeugnissen 

und erforderlichenfalls für die 
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vorgeschrieben werden. Überwachung des Handels mit 

Entwicklungsländern sowie für die 

Sicherstellung von Kohärenz mit den 

Entwicklungszielen der EU 
vorgeschrieben werden. 

Begründung 

Ausfuhrlizenzen könnten als Mittel zur Überwachung und möglicherweise Regulierung des 

Handels mit sensiblen Erzeugnissen benutzt werden, um negative Auswirkungen auf die 

aufstrebenden Landwirtschaftssektoren in Entwicklungsländern zu verbreiten. Einseitige 

Ausfuhrbeschränkungen sollten durch enge Zusammenarbeit mit der Regierung des 

betreffenden Partnerlandes vermieden werden.  

 

Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 136 – Absatz 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

  (1a) Um Politikkohärenz im Interesse der 

Entwicklung zu gewährleisten, werden 

keine Ausfuhrerstattungen für Ausfuhren 

in Entwicklungsländer gewährt, wenn die 

Gefahr besteht, dass die Ausfuhr des 

entsprechenden Erzeugnisses örtlichen 

Erzeugern schaden würde. Der 

Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 160 dieser 

Verordnung zur Festlegung der 

Bedingungen und Verfahren für die 

Gewährung von Ausfuhrerstattungen für 

Ausfuhren in Entwicklungsländer 

delegierte Rechtsakte zu erlassen. 

Begründung 

Während einer Übergangsphase, in der Ausfuhrerstattungen noch benutzt werden können, 

sollte die Kommission die Kriterien und Verfahren für die Gewährung von 

Ausfuhrerstattungen für Ausfuhren in Entwicklungsländer, insbesondere LDC, festlegen, 

wodurch sichergestellt wird, dass Ausfuhren im Einklang mit den Entwicklungszielen der EU 

stehen. Insbesondere müssen Ausfuhrerstattungen für Ausfuhren, die örtlichen Erzeugern in 

Entwicklungsländern schaden könnten, vermieden werden.  

 

Änderungsantrag 13 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Teil V – Artikel 157 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Für die Zwecke der Anwendung dieser 

Verordnung, die Überwachung, Analyse 

und Verwaltung des Marktes für 

landwirtschaftliche Erzeugnisse, die 

Gewährleistung der Markttransparenz, das 

ordnungsgemäße Funktionieren der GAP-

Maßnahmen, die Überprüfung, Kontrolle, 

Überwachung, Bewertung und 

Rechnungsprüfung der GAP-Maßnahmen 

sowie die Umsetzung internationaler 

Abkommen, einschließlich der 

Vorschriften für die Mitteilungen im 

Rahmen dieser Abkommen, kann die 

Kommission nach dem Verfahren des 

Absatzes 2 die erforderlichen Maßnahmen 

hinsichtlich der obligatorischen 

Mitteilungen der Unternehmen, 

Mitgliedstaaten und/oder Drittländer 

erlassen. Dabei trägt sie dem Datenbedarf 

und den Synergien zwischen potenziellen 

Datenquellen Rechnung. 

Für die Zwecke der Anwendung dieser 

Verordnung, die Überwachung, Analyse 

und Verwaltung des Marktes für 

landwirtschaftliche Erzeugnisse, die 

Gewährleistung der Markttransparenz, das 

ordnungsgemäße Funktionieren der GAP-

Maßnahmen, die Überprüfung, Kontrolle, 

Überwachung, Bewertung und 

Rechnungsprüfung der GAP-Maßnahmen 

sowie die Umsetzung internationaler 

Abkommen und von Politikkohärenz im 

Interesse der Entwicklung, einschließlich 

der Vorschriften für die Mitteilungen im 

Rahmen dieser Abkommen, kann die 

Kommission nach dem Verfahren des 

Absatzes 2 die erforderlichen Maßnahmen 

hinsichtlich der obligatorischen 

Mitteilungen der Unternehmen, 

Mitgliedstaaten und/oder Drittländer 

erlassen. Dabei trägt sie dem Datenbedarf 

und den Synergien zwischen potenziellen 

Datenquellen Rechnung und 

berücksichtigt auch Daten aus 

Drittländern. 

 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil V – Artikel 159 – Absatz 2 – Buchstabe c a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 ca) Programmen im Rahmen der DCI, die 

einen Bezug zur Landwirtschaft 

aufweisen. 

Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil VI – Artikel 165 – Absatz 2 a (neu) 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (2a) Die Artikel 133 bis 141 sind bis zum 

31. Dezember 2016 anwendbar. 
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